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Zumindest in diesem Punkt
herrscht Konsens: Das Parlament
will die erneuerbaren Energien
rasch und stark ausbauen.
Nächste Woche wird der Natio-
nalrat bei der Beratung des so-
genannten Mantelerlasses, der
wichtigsten energiepolitischen
Vorlage der letzten Jahre, aller
Voraussicht nach ambitionierte
Ziele festsetzen – wie zuvor
schon der Ständerat.

Hier will die SVP einhaken.
Zeigt sich in den kommenden
Jahren, dass der Ausbau der
Solar- undWindenergie sowieder
Wasserkraft nicht wie geplant
vorwärtskommt, soll der Bau
neuer Kernkraftwerke «verein-
facht möglich» werden. Dieser
SVP-Antrag steht in der 140-sei-
tigenGesetzesfahne zumMantel-

erlass. Was die SVP mit «verein-
facht» genau meint, lässt Natio-
nalrat Christian Imark offen.Das
müsse im weiteren Verlauf der
Gesetzgebung geklärt werden,
sagt der Solothurner Energie-
politiker.Denkbarwäre aberetwa,
dass Bewilligungsverfahren ge-
bündelt und gestrafft würden.

Auch bei Mühlebergmöglich
Einzige Bedingung: Der neue
Atommeiler müsste an einem
bereits bestehenden Standort ge-
bautwerden, also auf demGelän-
devonBeznau,GösgenoderLeib-
stadt. Denkbar wäre laut Imark
auch ein Neubau auf dem Areal
des stillgelegten Kernkraftwerks
Mühleberg, da dort die Stromlei-
tungen bereits vorhanden seien.
Imark rechnet damit, dass die

lokale Bevölkerung einen solchen
Neubau ehergoutierenwürde,da
sie bereits Erfahrungen mit
Atommeilern gemacht habe, auch
in Form von Steuereinnahmen,
von denen die Standortgemein-
den profitierenwürden.

Um aber den Bau überhaupt
beschleunigen zu können, muss
es der SVP zuerst gelingen, das
Neubauverbot für Kernkraft-
werke zu kippen – ein Ziel, das
auch die Volksinitiative «Black-
out stoppen» verfolgt; Imark ist
Teil des Initiativkomitees. Zur
Abschaffung des Neubauverbots
wird sie nächsteWoche ebenfalls
einenAntrag stellen.DreiVarian-
ten präsentiert sie.Alle zielen sie
darauf ab, Meiler der aktuellen,
sogenannt dritten Generation
zu ermöglichen. Sie gelten als

sicherer als ihre Vorgänger, zu
denen alle Schweizer Kernkraft-
werke zählen.

Angst, Vorlage zu überladen
Die SVP will zudem das vorzei-
tigeAbschalten einerAtomanlage
aus wirtschaftlichen Gründen
verhindern. Der Bund soll die
Betreiber deshalb finanziell
unterstützen können. Zudem
sollen laufendeKernkraftwerke –
ihr sichererBetriebvorausgesetzt
– nur dann vomNetz,wenn «die
entsprechende Ersatz-Strom-
produktion zu jeder Saisonalität
und Tageszeit vollständig durch
inländisch produzierten Strom
gewährleistet ist».

Die Anträge der SVP dürften
kaumeineMehrheit finden,allein
schon aus taktischen Gründen.

Gespräche mit führenden Parla-
mentariern zeigen nämlich: Die
Mehrheit will den Mantelerlass
keinesfalls gefährden und auch
so ausgestalten, dass er eine Re-
ferendumsabstimmungüberste-
henkann.«Die extremkontrover-
se Kernkraftdiskussion in diese
Vorlage zu packen, würde be-
deuten,denMantelerlass imPar-
lament zuversenken», sagtMitte-
Nationalrat Nicolo Paganini.

Von links-grünerSeite,die sel-
berwieder auf fixeAbschaltdaten
drängt, kommen grundsätzliche
Bedenken. Nationalrat Bastien
Girod sagt zwar, dass ein neues
AKW «weniger unsicher» sei als
«der angedachte ewige Weiter-
betriebunsererUralt-AKW».Öko-
nomisch sei es abergünstiger, auf
Stromeffizienz und erneuerbare

Energien, insbesondere Solar-
anlagen auf Gebäudenund Infra-
struktur, zu setzen.

Die SVP dürfte im Parlament
also scheitern. Imark hält es
«trotzdem für wichtig, dass wir
diese Diskussion führen». Noch
immer sei die Kernenergie für die
Mehrheit der Politiker «Teufels-
zeug». Stattdessen biete das
Parlament Hand, fossile Ersatz-
kraftwerke zu bauen und somit
– anders als mit Kernkraft – den
CO2-Ausstoss zu erhöhen. Und
es plane überdiesmit Solarkraft-
werken in den Alpen, mehr
Staumauern und Windrädern
starke Eingriffe in die Natur –
Eingriffe, die mit neuen AKW
nicht nötig würden.

Stefan Häne

Die SVPwill neue AKWbeschleunigt bauen
Entscheid zur Atomkraft Der Bau neuer Anlagen soll einfacher werden – sofern sie auf dem Gelände bereits bestehender geplant werden.

Philippe Reichen, Lausanne

Ihre Botschaften hatte sie sich
fein säuberlich auf ein Stück
Papier notiert. Sie wolle «voll-
umfänglich Transparenz schaf-
fen»,versicherte dieWaadtländer
Finanzdirektorin Valérie Dittli
(Die Mitte) am Freitagabend in
der Nachrichtensendung «Fo-
rum» desWestschweizer Radios
(RTS). «DieTransparenz ist einer
jenerWerte, diemir extremwich-
tig sind», so Dittli.

Danach erklärte sie sich aus-
führlich zurRecherche von RTS-
Journalisten, die aufdeckten,
dass Dittli während Jahren in
ihrem Heimatkanton Zug Steu-
ern gezahlt hatte, obschon sie in
Lausanne lebte und arbeitete.
Vertreter der Linksparteienwer-
fen der 30-Jährigen nunvor, aus-
gerechnet jene Steuerverwaltung
um Tausende Franken geprellt
zu haben, der sie heute als
Finanzdirektorin vorsteht.

WieRecherchendieserZeitung
nun aber zeigen, präsentierte
Dittli bei RTSneueUngereimthei-
ten und Irrtümer statt Transpa-
renz. So sagte Dittli, sie sei zwi-
schen 2016 und 2020 Doktoran-
dinmiteinem50-Prozent-Pensum
an der Universität Lausanne ge-
wesen, habe aber die meiste Zeit
zu Hause in Oberägeri ZG ge-
arbeitet – und zwar auf Wunsch
des Rechtsprofessors, an dessen
Institut sie als Assistentin tätig
war.Weitere 50 Prozent habe sie
parallel dazu für ein Projekt des
Schweizerischen Nationalfonds
(SNF) gearbeitet und einen
Rechtskommentar zum Erwach-
senenschutz vom Französischen
ins Deutsche übersetzt.

Keine Spezialbewilligung
Gemäss der SNF-Datenbankwar
Dittli jedoch nie direkt für ein
Forschungsprojekt desNational-
fonds tätig und bezogvomFonds
entsprechend keinGeld.Auch der
Lausanner Rechtsprofessor Phi-
lippe Meier, für den Dittli als As-
sistentin tätigwar, hatte gemäss
SNF-Angaben nach 2014 kein
SNF-Forschungsprojekt mehr.
Sowieso verbietet es die Univer-
sität Lausanne der Professoren-
schaft, Doktoranden mit gerin-
geren Pensen als 60 Prozent an-
zustellen, umden akademischen

Nachwuchs vor beruflicherAus-
beutung zu schützen. Für Aus-
nahmenwäre eine Spezialbewil-
ligung nötig.

Eine Spezialbewilligung hat
ProfessorMeier fürValérie Dittli
aber nie eingeholt, wie er auf
Anfrage klarstellt. «Frau Dittli

war an der Uni Lausanne ange-
stellt. In diesem Rahmen arbei-
tete sie an meinem Projekt für
den Zürcher Kommentar.» Er
habe kein Geld vom National-
fonds bekommen, und Dittli sei
auch nicht vom Nationalfonds
entschädigt worden.Meier stellt

klar: «Sie war zu 100 Prozent an
der Universität beschäftigt. Die
Hälfte ihrer Arbeitszeit konnte
sie für ihre Dissertation verwen-
den, die sie bei DoktorvaterDenis
Piotet schrieb.»

Der Jahreslohn für eine Lau-
sanner Uni-Assistenzstelle ist

vorgegeben und öffentlich. Er
liegt bei brutto 65’000 Franken
im ersten Jahr und steigt danach
progressiv an. Im dritten Jahr be-
trägt er 69’200 Franken. Steuer-
relevant ist ein solches Salär
allemal. Über ihre Zeit an der
Universität Lausanne und ihre
damaligen Einkünfte sagte die
Waadtländer Staatsrätin im
Radiointerview, sie habe ihren
Lebensmittelpunkt zu diesem
Zeitpunkt in Zug gehabt.

Ausführlicher sprach sie über
ihr Anwaltspraktikum in einer
Berner Anwaltskanzlei, das sie
gemäss eigenen Angaben nach
Abschluss ihres Doktorats ab
Frühling 2021 absolvierte und
dabei 1700 Franken pro Monat
verdiente.Auch in dieser Zeit be-
hielt sie ihren offiziellen Wohn-
sitz in Zug. «Eine Simulation der
Steuerlast für diesen Lohn hat
ergeben, dass ich besser in Lau-
sanne Steuern gezahlt hätte als
in Zug»,verteidigte sichDittli. Sie
sei eine sehr korrekte Person,
liess sie das RTS-Publikumwis-
sen. «In der Deutschweiz nennt
man das auch einen Bünzli.»

Dissertation nicht publiziert
Ungereimtheiten gibt es auch im
Zusammenhangmit Dittlis Dok-
tortitel. Ihre Dissertation ist of-
fenbar fertiggestellt, und Dittli
hat sie im August 2021 auch in
der sogenannten Disputation
verteidigt. Als sie 2022 für den
WaadtländerStaatsrat kandidier-
te, bezeichnete sie sich denn auch
als promovierte Rechtswissen-
schafterin. Doch wie sich jetzt
zeigt, hat sie ihreDoktorarbeit bis
heute nicht publiziert und der
LausannerUniversitätsbibliothek
somit auch keine Exemplare zur
Verfügung gestellt.

Das Lausanner Universitäts-
reglement ist in diesem Punkt
aber unmissverständlich: Den
Doktortitel darf nur tragen, wer
seine Dissertation publiziert,
somit öffentlich und damit über-
prüfbar macht und der Biblio-
thek die verlangten Exemplare
aushändigt. Die Doktorats-
urkunde verschickt die Uni
gemäss eigenen Angaben erst,
wenn sämtliche Promotions-
formalitäten erledigt sind.

DieWaadtländerFinanzdirek-
torin dürfte demnach ihreUrkun-

de bis heute nicht bekommenha-
benunddenDoktortitel demnach
noch gar nicht tragen. Auf der
Website ihres Departements be-
zeichnet sich Dittli jedoch als
Dr. iur., als Doktorin der Juris-
prudenz.Die Frage,warumDittlis
Dissertation zwei Jahre nach der
Disputation nicht längst in der
Bibliothek liegt,macht auchDitt-
lis Doktorvater, Rechtsprofessor
Denis Piotet, ratlos. Er schreibt:
«Es braucht Zeit,Verlage zu kon-
taktieren, Vergleichsangebote
einzuholen und allenfalls einen
Zuschuss für die Publikations-
kosten zu beantragen. Aber ich
kannanstellevonFrauDittli nicht
beurteilen,ob sie Zeit dafürhatte,
und die Frage deshalb auch nicht
beantworten.»

«Weil ich diese Stadt liebe»
AmEnde ihres Radioauftritts bei
RTS platzierteValérie Dittli einen
Wunsch. «Ichwünschemir, dass
alle Steuerzahler dort ihre Steu-
ern zahlen können, wo sie auch
ihren Lebensmittelpunkt haben.»
Die Frage nach dem Lebensmit-
telpunkt und demSteuerdomizil
stellt sich insbesondere bei der
Finanzdirektorin selbst.

Im März 2021 kandidierte sie
für einen Sitz in der Lausanner
Stadtregierung. In einemWerbe-
video für ihre Kandidatur sagte
Dittli: «Ich bin vor zehn Jahren
nach Lausanne gekommen und
habe die Stadt nie mehr verlas-
sen, weil ich sie liebe.» Dafür
habe sie ihre «Komfortzone»ver-
lassen und sei «in eine Stadt
gezogen, in der es sich gut leben
lässt». Ihre Papiere verlegte sie
dennoch erst vor ihrer Kandida-
tur für den Stadtrat imMärz 2021
nach Lausanne.Nachdem sie die
Wahl verpasst hatte, deponierte
sie siewieder in Oberägeri – nur
um sie 2022 für dieWaadtländer
Regierungswahlen wieder zu-
rück nach Lausanne zu trans-
ferieren.

Diese Zeitung hatValérie Dittli
am Montagnachmittag kontak-
tiert und sie und ihren Medien-
sprecher mit den Recherchen
konfrontiert. Auf wiederholte
Nachfrage liess Dittlis Departe-
ment gestern Abend ausrichten,
eine Stellungnahme sei derzeit
nicht möglich. Man werde sich
EndeWoche wieder melden.

Sie dürfte den Doktortitel noch nicht verwenden
Affäre um Valérie Dittli Die wegen ihrer Steuern in Bedrängnis gerateneWaadtländer Finanzdirektorin
verspricht Transparenz – und präsentiert neue Ungereimtheiten.

50 oder 100 Prozent an der Uni? Valérie Dittlis Version weicht von jener ihres Ex-Professors ab. Foto: Keystone
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Alessandra Paone

Knapp ein Jahr ist es her, dass die
Schulen in der Schweiz hände-
ringend nach Lehrerinnen und
Lehrern suchten. Sie rekrutierten
Pensionierte, Personen ohne Di-
plomund Klassenhilfen, umden
Unterricht nach den Sommerfe-
rien sicherzustellen.

Jetzt gibt es Anzeichen, dass
sich der Lehrkräftemangel dem-
nächst entspannen könnte. Das
zeigt der soeben publizierte Bil-
dungsbericht, den die Schweize-
rische Koordinationsstelle für
Bildung imAuftragvonBundund
Kantonen erstellt hat.

Das hat zum einen mit der
Attraktivität des Berufs zu tun.
Diesewurde in denvergangenen
Jahren stark angezweifelt. So for-
derte der Lehrerinnen- und Leh-
rerverband Schweiz wiederholt
bessere Arbeitsbedingungen –
unter anderem höhere Löhne –,
um einerseits junge Leute zu
motivieren, den Lehrberuf zu
wählen.Und andererseits, um zu
verhindern, dass das bestehende
Personal den Beruf wechselt.

Drei zentrale Faktoren
Diese Befürchtungen sind offen-
bar unbegründet. Das zeigt sich
an drei Faktoren:
1. Seit 2010 haben die Eintritte an
denPädagogischenHochschulen
(PH) um über 30 Prozent zuge-
nommen. Mittlerweile entschei-
den sich jährlich gut 4000Studie-
rende für einen PH-Studiengang
– das entspricht etwa 10 Prozent
aller Maturandinnen und Matu-
randen. Gemäss Studierenden-
prognose dürfte die Zahl derAb-
schlüsse weiterhin steigen; für
den Studiengang Primarstufe
wird bis 2031 gar ein Wachstum
von 20 Prozent erwartet.
2. Ein Abwanderungstrend ist
nicht erkennbar. Im Gegenteil:
Lehrerbleiben ihremBeruf in der
Regel treu. Betrachtet man die
Laufbahnentwicklung aller Lehr-
kräfte der obligatorischen Schule
unter55während fünf Jahren,ver-
bleiben 92 Prozent in ihrem Be-
ruf; nach fünf Jahren sind es noch
83 Prozent.Nur gerade 6 Prozent
nehmeneine Stelle ausserhalb des
Schulwesens an.Zudem sindvie-
le Ausstiege nur vorübergehend:
RunddieHälfte derAussteigerin-
nen kehrt innerhalbvon fünf Jah-
renwieder in den Beruf zurück.
3. DieGehälter sindwettbewerbs-
fähig und damit attraktiv. Ver-
gleicht man die Einstiegssaläre

sowie die Löhne nach den ersten
fünf Erwerbsjahren angehender
Lehrpersonen mit jenen von Ab-
solventinnen und Absolventen
anderer Studienrichtungen aller
Hochschultypen in der Schweiz,
sind die Einkommensaussichten
im Lehrberuf für alle Stufen gut.
Mittelschul- und Sekundarlehrer
liegen ein Jahr nach Studienab-
schluss im Vergleich zu anderen
Erwerbstätigen mit Hochschul-
abschluss sogaranderSpitze. Se-
kundarlehrkräfte erzielen beim
Berufseinstieg höhere Median-
löhne als beispielsweise Perso-
nen, die ein Universitätsstudium
wie Medizin oder Ökonomie ab-
geschlossen haben.

Zudemträgtdiedemografische
Entwicklung zur Entschärfung
desLehrkräftemangels bei. Insge-
samtverlassengegenwärtig jedes
Jahr gut 3 Prozent aller Lehrper-
sonen den Schuldienst, weil sie
pensioniertwerden.Aber lautPro-

gnosen des Bundesamts für Sta-
tistik (BFS)werden altersbeding-
teRücktritte in dennächsten Jah-
rendeutlichabnehmen.Vergleiche
man die Altersstruktur des Lehr-
körpers im Jahr 2020 mit der Si-
tuation vor zehn Jahren, stelle
man fest, dass sich der Druck ei-
nes erhöhten Rekrutierungsbe-
darfswegen Überalterung in den
meisten Kantonen entspannt
habe,heisst es imBildungsbericht.

Problem der tiefen Pensen
Stefan Wolter, Mitautor des Be-
richts undProfessor fürBildungs-
ökonomie an der Universität
Bern,bestätigt «die Entspannung
einer angespannten Situation».
Aber Wolter warnt auch, dass es
in denSchulenweiterhin anLehr-
kräften mangeln wird. Das BFS
rechnet nämlich damit, dass die
Schülerschaft bis 2031 um 10Pro-
zent wächst. «In diesen Berech-
nungen sind aberAusnahmesitu-

ationenwie aktuellwegendesAn-
griffskrieges in derUkraine nicht
berücksichtigt», sagtWolter.

Ungelöst ist das Problem der
tiefen Pensen. Im Durchschnitt
arbeiten weniger als 30 Prozent
der Lehrerinnen und LehrerVoll-
zeit. In denmeisten Kantonen ar-
beitet jede vierte Lehrkraft we-
niger als 50 Prozent. Vor allem
bürgerliche Politikerinnen und
Politiker halten das für eine der
wichtigsten Ursachen für den
Lehrkräftemangel. DerBildungs-
bericht von 2018 hielt ebenfalls
fest, dass sich das prognostizier-
teWachstumder Schülerschaft –
bei konstantem Betreuungsver-
hältnis – bewältigen liesse,wenn
alle Lehrkräfte ihr Pensum um
10 Prozentpunkte aufstocken
würden. Stefan Wolter schlug
damals ein Mindestpensum von
30 bis 50 Prozent vor.

Vernachlässigtes Thema
Deraktuelle Bildungsbericht rich-
tet den Fokus auf die Berufsein-
steigerinnenund -einsteiger.Ge-
mäss der Absolventenbefragung
hätten einigevon ihnen einenhö-
herenBeschäftigungsgrad bevor-
zugt. «Wenn eine Lehrerin nach
derGeburt ihres Kindes nurnoch
40 statt 70 Prozent arbeiten
möchte, muss die Schulleitung
eine Stelle für die restlichen
30 Prozent ausschreiben. Einer
PH-Absolventin bleibt dann oft
nichts anderes übrig, als sich da-
mit zufriedenzugeben», sagtWol-
ter. Beim Berufseinstieg besteht
also durchaus Potenzial, Lehr-
kräfte in einemhöheren Pensum
zu beschäftigen. Damit entstün-
den mehrArbeitsressourcen.

Leider sei dasThema der Pen-
sen vernachlässigt worden, sagt
Wolter. «Die Diskussionwird im-
mer aus dem Blickwinkel jener
geführt, die bereits Teil des Sys-
tems sind. An die angehenden
Lehrerinnen und Lehrer denkt
niemand.» Zudem werde ver-
schwiegen, dass kulturelle Grün-
de die Debatte um die Einfüh-
rung von Mindestpensen stark
prägten. ImTessin etwa arbeite-
ten die meisten Lehrkräfte Voll-
zeit. Dort sei man auch offener
gegenüber der familienexternen
Kinderbetreuung eingestellt als
in derDeutschschweiz.Wolter ist
überzeugt, dass eine Minimal-
schwelle,wie sie imKanton Genf
besteht, den Fachkräftemangel
lindern könnte. Dort werden
Lehrer verpflichtet, mindestens
50 Prozent zu arbeiten.

Lehrpersonen ohne Diplom sind bald Geschichte
Schweizer Schulen Noch ist der Personalmangel in den Klassenzimmern nicht behoben.
Es zeichnet sich jedoch eine Entspannung ab, wie der neue Bildungsbericht zeigt.

Vor allem Berufseinsteigerinnen und -einsteiger würden gerne in höheren Pensen arbeiten – das ist aber oft nicht möglich. Foto: Silas Zindel

Burkainitiative Nach dem Willen
des Ständerats soll die sogenann-
te Burkainitiative mit einem ei-
genen Bundesgesetz umgesetzt
werden.Er ist gestern auf die ent-
sprechende Vorlage eingetreten.
EineMinderheit des Rateswollte
die gesetzlichenRegelungen zum
Verfassungsartikel über das Ver-
hüllungsverbot den Kantonen
überlassen. Die kleine Kammer
fällte ihren Entscheid mit 27 zu
15 Stimmenbei einerEnthaltung.
Die Befürworter argumentierten,
nur auf diese Weise sei sicher-
gestellt, dass der Volkswille res-
pektiert werde. (SDA)

Ständerat will
Bundesgesetz zum
Verhüllungsverbot

Vielleicht hilft ja einvertrauliches
Tête-à-Tête: Aussenminister Ig-
nazio Cassiswird EU-Kommissi-
ons-VizepräsidentMaros Sefcovic
am Mittwochabend nächster
Woche in Bern zu einemArbeits-
essenempfangen.Neuepolitische
Impulse würden jedenfalls den
Gesprächen auf Beamtenebene
nicht schaden: «Wir haben zwar
konkrete Fortschritte erreicht,
aber es bleiben noch Differen-
zen», sagte Staatssekretärin Livia
Leu gestern in Brüssel nach der
8. Sondierungsrunde mit Juraj
Nociar, dem Kabinettschef von
EU-Kommissions-Vizepräsident

Maros Sefcovic. Ein Durchbruch
zwischen Brüssel und Bern ist
nicht in Sicht.

So geht das nun schon seit ei-
nem Jahr,unddie Statements bei-
derSeitenunterscheiden sichvon
Mal zuMal kaum.Man habe eine
Standortbestimmungvorgenom-
men,dieEntwicklung sei «grund-
sätzlich positiv», sagte Leu. Als
positiv wertet die Schweiz, dass
die EU die nach dem Abbruch
beim Rahmenabkommen ange-
strebte Paketlösung mit neuem
Marktzugang etwa beim Strom
akzeptiert. Brüssel gesteht Bern
auch Ausnahmen bei der dyna-

mischen Übernahme von EU-
Recht zu. Viel spekuliert wurde
über Zugeständnisse der EU bei
Lohnschutz undPersonenfreizü-
gigkeit.Einigeswarallerdingsvor
zwei Jahren schon auf demTisch.

EU erwartet «Engagement»
Die Zeit sei noch nicht reif, Ver-
handlungen aufzunehmen, so
die Staatssekretärin. Die nötige
Basis sei noch nicht garantiert.
Eigentlichwollte die EU schon im
Dezember die Sondierungen ab-
schliessen undmit denVerhand-
lungen imSommerbeginnen,um
vor dem Ende des Mandats der

amtierenden Kommission Ende
2024 zu einemAbschluss zukom-
men. Der Fahrplan erscheint
kaummehr realistisch. Nachwie
voroffen ist,wie die Streitschlich-
tung genau ausgestaltet werden
und wie oft der Europäische Ge-
richtshof dabei zumZugkommen
soll. Das Prinzip des EuGH als
Schiedsrichter letzter Instanz,
wenn es um die Interpretation
von EU-Recht geht, scheint die
Schweiz hingegen zu akzeptieren.

«Wir erwarten von unseren
Gesprächspartnern ein hohes
Mass an Präzision und Engage-
ment, bevor wir die nächsten

Schritte in Betracht ziehen»,
heisst es von der EU-Kommissi-
on. Man will nach dem einseiti-
gen Abbruch beim Rahmenab-
kommenkeinRisikomehreinge-
hen.Anlass für Sefcovics Reise in
die Schweiz ist einVortrag an der
Uni Freiburg. Das Rendez-vous
mit Cassis kam erst später dazu.
Leu dämpfte gestern in Brüssel
die Erwartungen.BeimTreffen in
Bern gehe es nicht um Verhand-
lungen, sondern um eine Stand-
ortbestimmung und einen «ver-
tieften Meinungsaustausch».

Stephan Israel, Brüssel

Ein Tête-à-Tête in Bern soll neue Impulse bringen
Schweiz - EU Auch nach der 8. Sondierungsrunde ist kein Durchbruch zwischen Brüssel und Bern in Sicht.

Welche Funktion üben Lehrkräfte der obligatorischen Regelschule
von 2015 fünf Jahre später aus?
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Lehrkräfte bleiben ihrem Beruf treu

Lehrkräfte an obligatorischer Regelschule
73,1%

82,5%
37,4%

Lehrkräfte an privater obligatorischer Regelschule
0,4%
0,5%
0,2%

Total (91’806)
unter 55 Jahre (72’694)
über 55 Jahre (19’112)

Lehrkräfte auf einer anderen Stufe/ in der Sonderpädagogik
5,4%
6,1%

2,9%

Schulleitung/andere Funktion an Schule
1,1%
1,2%
0,5%


